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Betr. : Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Apel, Haar (Stutt- 
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- Drucksache VI/2037 - 


Die Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Welche gesetzlichen Regelungen sind bisher für 
die im Entschließungsantrag des 5. Deutschen 
Bundestages aufgeführten Maßnahmen für kon- 
struktive Verbesserungen von Kraftfahrzeugen 
getroffen worden, bzw. welche Vorschriften 
sieht die Bundesregierung vor für die 

- Anbringung von Nebelschlußleuchten, 

- Ausrüstung bestimmter Sitze in Personen- 
kraftwagen mit Sicherheitsgurten, 

- unfallsichere Gestaltung des Armaturen- 
brettes und anderer Teile des Insassen- 
raumes, 

- Sicherheitsienksäule und -lenkräder, 

- Einbau von Kopfstützen, 

- Einrichtung von Unterfahrschutz bei Lkw? 

1. Entschließung santrag des 5. Deutschen Bundes- 
tages über Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher- 
heit von Kraftfahrzeugen 
(Drucksache V/4412, Nummer 3 b) 

Die in dem Entschließungsantrag unter Ziffer 3 b 
genannten Maßnahmen, soweit sie nicht den Einbau 
von Kopfstützen betreffen, gehören zu den in der 
Anlage zum „Verkehrspolitischen Programm für die 
Jahre 1968 bis 1972" genannten 22 Programm- 
Punkten. 

Ein wesentlicher Teil der vorgesehenen Maßnahmen 
gehört zum Inhalt einer umfassenden Verordnung 
zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung (StVZO). Dieser Verordnungsentwurf ist im 
Jahre 1970 mit den obersten Verkehrsbehörden der 
Länder und den in Betracht kommenden Verbänden 
abgestimmt worden; er liegt seit Januar 1971 den 
Europäischen Gemeinschaften (EG) vor, und zwar 


auf Grund der „Vereinbarung der im Rat vereinten 
i Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
I 28. Mai 1969 über die Stillhalteregelung und die 
I Unterrichtung der Kommission (EG-Amtsblatt vom 
: 17. Juni 1969 Nr. C. 76 S. 9). Nach Ablauf der in der 
Stillhalteregelung genannten Fristen bzw. nach Vor- 
liegen des Einverständnisses der EG wird der Ver- 
ordnungs-Entwurf dem Bundesrat zugeleitet werden. 
Der Verordnungs-Entwurf enthält auch Vorschriften 
über das Inkrafttreten (§ 72 StVZO), die u, a. fest- 
legen, ob die neuen Vorschriften nur für Neufahr- 
I zeuge oder auch für bereits im Verkehr be- 
findliche Fahrzeuge gelten sollen. Im einzelnen wird 
ausgeführt: 

a) Anbringung von Nebelschlußleuchten 

§ 53 StVZO erhält einen neuen Absatz 1 a, der 
Nebelschlußleuchten für alle mehrspurigen Fahr- 
zeuge fordert. 

b) Ausrüstung bestimmter Sitze in Personenkraft- 
wagen mit Sicherheitsgurten 

In § 35 a Abs. 7 StVZO (Neufassung) wird für 
die unmittelbar hinter der Windschutzscheibe be- 
findlichen Außensitze vom Personenkraftwagen 
die Ausrüstung mit Sicherheitsgurten gefordert. 

I c) Unfallsichere Gestaltung des Armaturenbretts 
und anderer Teile des Insassenraums 

Der Entwurf für eine entsprechende ECE-Rege- 
lung ist vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen noch nicht veröffentlicht worden. Nach 
§ 30 Abs. 1 Nr. 2 StVZO (Neufassung) sollen 
Fahrzeuge u. a. so gebaut und ausgerüstet sein, 
daß die Insassen und andere Personen auch bei 
Unfällen vor Verletzungen möglichst geschützt 
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sind und das Ausmaß oder die Folgen von Ver- 
letzungen möglichst gering bleiben. 

d) Sicherheitslenksäulen und denkräder 

Zu der ECE-Regelung Nr. 12 über den Schutz des 
Führers beim Aufprall auf die Lenkanlage in 
Personenkraftwagen, die vom Generalsekretär 
der Vereinten Nationen bereits verabschiedet 
ist, sind die Arbeiten an der Erstellung gleich- 
lautender Übersetzungen für Österreich, die 
Schweiz und die Bundesrepublik Deutschland 
noch nicht abgeschlossen; die nächste Über- 
setzungskonferenz findet im August 1971 statt. 
Mit dem Erlaß einer Verordnung über die In- 
kraftsetzung dieser Regelung ist gegen Ende 
dieses Jahres zu rechnen. 

e) Einbau von Kopfstützen 

§ 35 a Abs. 2 StVZO (Neufassung) fordert für die 
Rückenlehnen der Vordersitze von Personen- 
kraftwagen Kopfstützen. 

f) Einrichtung von Unter fahr schütz bei Lastkraft- 
wagen 

über den Unterfahrschutz liegt die EG-Richtlinie 
vom 20. März 1970 vor (EG-Amtsblatt vom 
6. April 1970 Nr. L 76 S, 23). Die Arbeiten zur 
Übernahme aller bisher erlassenen EG-Richt- 
linien in das nationale Recht sind im Gange; 
über die Form der Übernahme (Übernahme im 
- entsprechend angepaßten - Wortlaut oder -zur 
Vereinfachung - nur Aufnahme einer Vorschrift, 
wonach die EG-Richtlinien als Bestandteil des 
nationalen Rechts gelten) wird gegenwärtig zwi- 
schen den EG-Mitgliedstaaten beraten. 


2. Wie weit sind die Arbeiten gediehen zu den in 
der Anlage zum verkehrspolitischen Programm 
genannten Programmpunkten kraftfahrtechni- 
scher Art, insbesondere der lichttechnischen 
Sicherungsmittel, der Brandsicherheit, der Ent- 
schärfung der Bedienteile, des verformfesten 
Insassenraumes und der Abgasentgiftung? 

2. Programmpunkte des Verkehrspolitischen Pro- 
gramms für die Jahre 1968 bis 1972 

Hinsichtlich der in der Anlage zum Verkehrspoli- 
tischen Programm genannten 22 Programmpunkte 
kraftfahrtechnischer Art ist der Sachstand folgender: 

Punkt 1: Bremsen 

In der ECE-Regelung Nr. 13 über Bremsen sind die | 
Arbeiten an der Erstellung gleichlautender Über- 
setzungen für Österreich, die Schweiz und die Bun- 
desrepublik Deutschland im Januar 1971 abgeschlos- 
sen worden. 

Es liegt jedoch ein Entwurf einer EG-Richtlinie über 
Bremsen vor, die umfassender ist als die ECE-Rege- 
lung. Angestrebt wird eine inhaltliche Überein- 
stimmung beider Unterlagen. Da die EG-Richtlinie 
nach ihrem Erlaß für den EG-Bereich verbindlich sein 


wird, wird die ECE-Regelung Nr. 13 durch die Bun- 
desrepublik Deutschland voraussichtlich nur dann 
angenommen werden können, wenn eine inhaltliche 
Übereinstimmung erreicht wird. 

Punkt 2: Nebelschlußleuchten 

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe a 
Bezug genommen. 

Punkt 3: Warndreiecke 

Abschließend geregelt durch die Verordnung vom 
8. Mai 1968 (BGBl. I S. 360). 

Punkt 4: Warnblinkanlagen 

Für Neufahrzeuge geregelt durch die Verordnung 
vom 14. Oktober 1968 (BGBl. I S. 1093), Ausrüstungs- 
pflicht ab 1. Januar 1970. Für Fahrzeuge, die sich am 
31. Dezember 1969 bereits im Verkehr befanden, 
enthält § 72 Abs. 2 StVZO (Neufassung) die ent- 
sprechenden Vorschriften über das Inkrafttreten. 

Punkt 5: Sonstige licht technische Sicherungsmittel 
§ 49 a Abs. 6 und 7 StVZO (Neufassung) regelt, daß 

a) vorgeschriebene oder für zulässig erklärte sowie 
auf Auflagen (§ 71 StVZO) beruhende Warn- 
anstriche oder Warnschilder an Kraftfahrzeugen 
und Anhängern rückstrahlend sein dürfen, 

b) rote Türsicherungsleuchten, die beim öffnen der 
Fahrzeugtüren nach rückwärts leuchten und dem 
gleichen Zweck dienende rückstrahlende Mittel 
zulässig sind. 

In § 51 Abs. 2 StVZO (Neufassung) werden für An- 
hänger - ausgenommen land- oder forstwirtschaft- 
liche - zwei nach vorn wirkende weiße Rückstrahler 
und - sofern die Fahrzeugbreite mehr als 1600 mm 
beträgt - zwei nach vorn wirkende Begrenzungs- 
leuchten für weißes Licht gefordert. 

Punkt 6: Scheibenwascher 

Im Vorgriff auf eine zu erwartende EG-Richtlinie 
wird in § 35 b Abs. 3 StVZO (Neufassung) für Kraft- 
fahrzeuge eine Scheibenwaschanlage gefordert, die 
für den Wirkungsbereich der Scheibenwischer aus- 
reicht und deren Flüssungkeitsbehälter ein Fassungs- 
vermögen von mindestens 1,5 Litern haben muß. 

Punkt 7: Unter fahr schütz 

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe f 
Bezug genommen. 

Punkt 8: Mindest-Motorleistung 

Abschließend geregelt durch die Verordnung vom 
14. Oktober 1968 (BGBl. I S. 1093); danach muß die 
Motorleistung für die ab 1. Januar 1971 erstmals in 
den Verkehr kommenden Fahrzeuge mindestens be- 
tragen 

a) 3 PS bei Straßenzugmaschinen, 

b) 8 PS bei Lastkraftwagen, Kraftomnibussen, Sat- 

telkraftfahrzeugen zur Güter- oder Per- 
sonenbeförderung sowie bei Lastkraft- 
wagen- und Kraftomnibuszügen. 
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Punkt 9: Lenkhilfe 

Das Kriterium der Vorderachslast ist als überholt 
verlassen worden. Eine Regelung, die auf höchst- 
zulässige Betätigungskräfte abstellt, enthält die 
EG-Richtlinie vom 8. Juni 1970 (EG-Amtsblatt vom 
18. Juni 1970 Nr. L 133 S. 10). Wegen der Über- 
nahme dieser EG-Richtlinie in das nationale Recht 
wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe f 
Bezug genommen. 

Punkt 10: Brandsicherheit 

über die Beschaffenheit der Kraftstoffbehälter liegt 
die Richtlinie des Rates vom 20. März 1970 vor (EG- 
Amtsblatt vom 6. April 1970 Nr. L 76 S. 23). Wegen 
der Übernahme dieser EG-Richtlinie in das nationale 
Recht wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buch- 
stabe f Bezug genommen. 

Weitere der Brandsicherheit dienende Maßnahmen 
(Verwendung nur schwer entflammender Stoffe im 
Fahrzeugbau) werden vorbereitet. 

Punkt 11: Sicherheitsgurte 

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe b 
Bezug genommen. 

Punkt 12: Verriegelung der Rückenlehnen 

Im Vorgriff auf eine zu erwartende EG-Richtlinie 
und eine ECE-Regelung wird in § 35 a Abs. 2 Satz 2 
und 3 StVZO (Neufassung) gefordert, daß klappbare 
Sitze und Rückenlehnen, hinter denen sich weitere 
Sitze befinden und die nach hinten nicht durch eine 
Wand von anderen Sitzen getrennt sind, sich in 
normaler Fahr- oder Gebrauchsstellung selbsttätig 
verriegeln müssen; das gilt nicht für klappbare Sitze 
im Gang von Kraftomnibussen. Die Entriegelungs- 
einrichtung muß bei geöffneten Türen von außen 
wie auch von dem dahinterliegenden Sitz aus leicht 
zugänglich und einfach zu betätigen sein. 

Punkt 13: Sicherheitstürverschlüsse 

Die ECE-Regelung Nr. 11 über Türschlösser und 
Türscharniere ist durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land angenommen worden (Verordnung vom 12. Fe- 
bruar 1970, BGBl. II S. 57). Außerdem ist eine EG- 
Richtlinie über Türen (einschl. der Türverschlüsse) 
vom 27. Juli 1970 (EG-Amtsblatt vom 10. August 
1970 Nr. L 176 S. 5) erlassen worden. Wegen der 
Übernahme dieser EG-Richtlinie in das nationale 
Recht wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buch- 
stabe f Bezug genommen. 

Punkt 14: Polsterung des Armaturenbretts und 
anderer Teile des Insassenraums 

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe c 
Bezug genommen. 

Punkt 15: Entschärfung der Bedienteile 

Die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe c‘ gelten ent- 
sprechend. 

Punkt 16: Verformungsfester Insassenraum 

Die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe c gelten ent- 
sprechend. 


Punkt 17: Sicherheitslenksäulen und denkräder 

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe d 
Bezug genommen. 

Punkt 18: Begrenzung des Kohlenmonoxydanteils im 
Abgas der Ottomotoren im Leerlauf 

Für Neufahrzeuge mit Wirkung vom 1. Juli 1969 
geregelt durch die Verordnung vom 8. Mai 1968 
(BGBl. I S. 360), ergänzt durch die Verordnung vom 
26. Juni 1970 (BGBl. I S. 936), durch die die EG-Richt- 
linie über Abgase vom 20. März 1970 (EG-Amtsblatt 
Nr. L 76 S. 1 vom 6. April 1970) in das nationale 
Recht übernommen worden ist. Die beabsichtigte 
Ausdehnung auf die zwischen dem 1. Januar 1963 
und 30. Juni 1969 in den Verkehr gekommenen Fahr- 
zeuge hat nicht die Zustimmung des Bundesrates 
gefunden. Die Frage einer erneuten Befassung des 
Bundesrates ist Teil des Ümweltschutz-Sofort-Pro- 
gramms der Bundesregierung. 

Punkt 19: Verhinderung des Austritts von Kohlen- 
wasserstoffen aus dem Kurbelgehäuse 
von Ottomotoren 

Abschließend mit Wirkung vom 1. Januar 1969 ge- 
regelt durch die Verordnung vom 8. Mai 1968 (BGBl. 
I S. 360), ergänzt durch die Verordnung vom 26. Juni 
1970 (BGBl. I S. 936), durch die die EG-Richtlinie 
über Abgase vom 20. März 1970 (EG-Amtsblatt 
Nr. L 76 S. 1 vom 6. April 1970) in das nationale 
Recht übernommen worden ist. 

Punkt 20: Maßnahmen gegen das Qualmen der 
Dieselmotoren 

An dem Entwurf einer entsprechenden ECE-Rege- 
lung wird noch gearbeitet. 

Punkt 21: Begrenzung des Kohlenmonoxyd- und 
Kohlenwasserstof fanteils im Abgas der 
Ottomotoren bei allen Betriebszuständen 

Nationale Regelung - als Anlage XIII zur StVZO - 
zunächst durch die Verordnung vom 14. Oktober 
1969 (BGBl. I S. 1093), ergänzt durch die Verord- 
nung vom 26. Juni 1970 (BGBl. I S. 936), durch die 
die EG-Richtlinie über Abgase vom 20. März 1970 
(EG-Amtsblatt Nr. L 76 S. 1 vom 6. April 1970) in 
das nationale Recht übernommen worden ist. 

Punkt 22: Grenzwerte für die höchstzulässigen 
Lautstärken 

Hierzu liegt die EG-Richtlinie vom 6. Februar 1970 
vor (EG-Amtsblatt vom 23. Februar 1970 Nr. L 42 
S. 16). Wegen der Übernahme der EG-Richtlinie in 
das nationale Recht wird auf die Ausführungen zu 
Nr. 1 Buchstabe f Bezug genommen. 


3. Werden von der Bundesregierung über die in 
den Fragen 1 und 2 erwähnten Punkte weitere 
Maßnahmen in Angriff genommen? 

3. Weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit 
von Kraftfahrzeugen 

Hier steht die Mitarbeit der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei den Bemühungen der ECE und der EG um 
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die internationale Vereinheitlichung aller kraftfahr- 
technischen Vorschriften im Vordergrund. In der 
ECE werden z. Z. u. a. folgende Sachbereiche be- 
handelt, für die entsprechende Regelungen zum 
Übereinkommen von 1958 erarbeitet werden 
(Stand 2. April 1971): 

Abgase 

niedrigere Grenzwerte 

Außere Fahrzeugteile 
Entschärfung 

Bedienteile 

Ausführung und Anordnung 

Beleuchtungs- und Signaleinrichtungen 
Anzahl und Anbringung 

Blickfeld für den Fahrzeugführer 
Bremsen 

bei Containerzügen 
Feststellbremse 
Hilfsbremse für Anhänger 

Containertransport 

Verankerung auf dem Fahrzeug 

Feuersicherheit der Fahrzeuge 
Hupen und Hörner 

Insassenschutz 

„innere" Sicherheit 
Verschiebung der Ladung 
Zusammenstoß und Überschlag 

Kraftomnibusse 

Festigkeit des Aufbaus 
Notausstiege 

Lärm 

niedrigere Grenzwerte 
Geräuschdämpfung im Innern 

Reifen, technische Anforderungen u. a. 
Abnutzungsgrenze 
für hohe Geschwindigkeiten 
Spikes 

Rückfahrscheinwerfer 

Scheibenheizung 

Sicherheitsgurte 

einheitliche Verschlüsse 

Energieabsorber 

Rückrollvorrichtung 

Warndreiecke 


4. Wird von der Bundesregierung erwogen, die 
Verwendung von Verbund-Sicherheitsglas im 
Kraftfahrzeugbau für Frontscheiben zwingend 
vorzuschreiben? 


4. Verbund-Sicherheitsglas 

Der Bundesregierung liegen keine Unterlagen vor, 
die es rechtfertigen würden, für Windschutzscheiben 
nur Verbund-Sicherheitsglas zuzulassen. Über diese 


Frage wird jedoch in der EWG beraten. Sollte eine 
entsprechende EG-Richtlinie erlassen werden, würde 
die Bundesrepublik Deutschland sie übernehmen. 


5. Wie wird sich die deutsch-amerikanische Zu- 
sammenarbeit bei der Entwicklung von Experi- 
mentier-Sicherheitsfahrzeugen auf die weitere 
konstruktive Gestaltung von Kraftfahrzeugen 
auswirken? 

5. Deutsch-amerikanische Zusammeiarbeit bei der 
Entwicklung von Experimentier-Sicherheitsfahr- 
zeugen 

Ziel dieser Zusammenarbeit ist es auch, die sich aus 
der Entwicklung von Experimentier-Sicherheitsfahr- 
zeugen ergebenden Erkenntnisse allgemein für den 
Fahrzeugbau im Hinblick auf die Erhöhung der Ver- 
kehrssicherheit nutzbar zu machen. Die Erkenntnisse 
werden in entsprechenden, möglichst international 
einheitlichen Rechtsvorschriften ihren Niederschlag 
finden müssen. Einzelheiten lassen sich gegenwärtig 
noch nicht angeben. 


6. Wie wird dafür Sorge getragen, daß den Er- 
fordernissen der Verkehrssicherheit bei der Er- 
teilung von Fahrgenehmigungen Rechnung ge- 
tragen wird 

a) im Hinblick auf eine umfassende Ausbildung, 

b) im Hinblick auf die Ausbildung auf Fahr- 
zeugen mit automatischem Getriebe, 

c) im Hinblick auf eine regelmäßig wieder- 
kehrende Nachprüfung der individuellen 
Fahrtüchtigkeit? 

6. Erfordernisse der Verkehrssicherheit bei der Er- 
teilung von Fahrgenehmigungen 

a) Um eine umfassende Ausbildung der Fahrerlaub- 
nisbewerber sicherzustellen, ist im Jahre 1969 
das Fahrlehrergesetz erlassen worden. Gleich- 
zeitig erweiterte eine Änderungsverordnung zur 
StVZO die Anforderungen der Fahrerlaubnis- 
prüfung; die Kenntnisse und Fähigkeiten der 
Fahrerlaubnisbewerber müssen sich auch auf die 
Verkehrssicherheitslehre (Abwehr der Gefahren 
des Straßenverkehrs) erstrecken. Zur Durch- 
führung des Fahrlehrergesetzes sind im April 
1970 Richtlinien für die Ausstattung und Über- 
wachung der Fahrschulen erlassen worden. Ihnen 
folgten im November 1970 neue Richtlinien über 
die Prüfung der Bewerber um eine Fahrerlaubnis; 
die Früfungsanforderungen wurden erhöht, die 
Prüfung auf Autobahnen und Kraftfahrstraßen 
wurde vorgesehen. Im Juni 1971 werden Richt- 
linien über die Ausbildung der Fahrschüler in 
den Fahrschulen verabschiedet werden; sie ent- 
halten Muster-Lehrpläne für den theoretischen 
und praktischen Fahrunterricht. Sie befassen sich 
u. a. auch mit der Ausbildung auf Automatik- 
fahrzeugen und der gleichzeitigen Ausbildung 
auf Schaltgetriebe-Fahrzeugen. In all diesen 
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Fragen arbeiten der Bund, die Länder, die Bun- 
desvereinigung der Fahrlehrerverbände und die 
Vereinigung der Technischen Uberwachungs- Ver- 
eine eng zusammen. Mit Wirkung ab 1. Oktober 
1971 wird die Schulung der Fahrlehrer, soweit sie 
geschäftsmäßig betrieben wird, in die Hände amt- | 
lieh anerkannter Fahrlehrerausbildungsstätten | 
gelegt, an die hohe Anforderungen hinsichtlich | 
der Qualität des Personals und der Ausstattung | 
gestellt werden. Die Bundesregierung wird da- 
her bis Ende 1971 alles getan haben, um die 
bestmögliche Ausbildung der Fahrschüler zu ge- 
währleisten. 

b) Kraftfahrzeuge mit automatischer Kraftüber- 
tragung 

finden immer mehr Verbreitung. Auf solchen 
Fahrzeugen erfolgen deshalb auch Ausbildung I 
und Prüfung von Fahrerlaubnisbewerbern. Be- | 
steht der Bewerber die Prüfung auf einem Auto- | 
matikfahrzeug, erhält er die Fahrerlaubnis und | 
ist damit berechtigt, alle Fahrzeuge der betreffen- | 
den Klasse zu führen einschließlich solcher mit 
konventioneller Kraftübertragung. Eine Be- 
schränkung der Erlaubnis auf Automatikfahr- i 
zeuge besteht nur noch im Saarland, soll aber | 
auch dort demnächst abgeschafft werden. Damit | 
die Fahrer, die auf Automatikfahrzeugen lernen [ 
und geprüft werden, auch Kraftfahrzeuge mit ! 
konventioneller Kraftübertragung führen kön- | 
nen, hat der Kraftfahrtechnische Ausschuß der 
Vereinigung der Technischen Uberwachungsver- i 
eine im Oktober 1968 empfohlen, daß ein Drittel | 
der Fahrstunden, mindestens aber sechs Stunden, | 
auf einem Kraftfahrzeug mit konventioneller i 
Kraftübertragung durchgeführt werden. Diese 
Empfehlung, die bislang von den meisten Fahr- 
schulen befolgt wurde, soll nach Überprüfung in ‘ 
die neuen Richtlinien für die Ausbildung der ^ 
Fahrschüler in den Fahrschulen (Verabschiedung | 
im Juni 1971) aufgenommen werden. In diesem 
Zusammenhang wird geprüft werden, ob die Zeit 
der Ausbildung auf konventionellen Fahrzeugen 
erhöht werden soll (von einem Drittel auf minde- 
stens die Hälfte der Ausbildungszeit). Außerdem 
wird zu prüfen sein, ob darüber hinaus weitere 
Maßnahmen im Interesse der Verkehrssicherheit 
getroffen werden müssen. Es ist bis jetzt kein 
Fall bekannt und erwiesen, daß ein Unfall durch 
einen Führer auf einem Kraftfahrzeug mit kon- 
ventioneller Kraftübertragung deshalb verursacht 
wurde, weil er auf einem Kraftfahrzeug mit auto- 
matischer Kraftübertragung ausgebildet wurde. 
Im übrigen besteht das Problem des „Um- 
steigens'' auf einen anderen Fahrzeugtyp nicht 
nur bei Automatikfahrzeugen, sondern allgemein 
bei allen Fahrzeugen. Steigt ein Fahrer auf einen 
anderen Typ um, so muß er während der ersten 
Zeit der Eingewöhnung mit besonderer Sorgfalt 
am Straßenverkehr teilnehmen. 

c) Das Problem einer regelmäßig wieder kehr enden 
Nachprüfung der individuellen Fahrtüchtigkeit 

wird im Rahmen der Überlegungen zur Frage 


eines „Führerscheins auf Zeit" geprüft. Zur 
Untersuchung der damit zusammenhängenden 
Probleme ist ein Arbeitsausschuß eingesetzt, dem 
auch Vertreter von Verkehrs- und Innenmini- 
sterien der Länder angehören. Entscheidungen 
sind noch nicht getroffen, da das Problem sehr 
vielschichtig ist. Die Bundesregierung hat außer- 
dem ein Gutachten in Auftrag gegeben, das sich 
mit der körperlichen und geistigen Eignung zum 
Führen von Kraftfahrzeugen befassen und die 
Frage der periodischen Nachprüfung besonders 
berücksichtigen wird. An diesem Gutachten 
arbeiten namhafte medizinische Sachverständige. 
Es wird bis etwa Ende dieses Jahres vorliegen. 

Erst nach Abschluß dieser Vorarbeiten kann ent- 
schieden werden, was Gegenstand von periodi- 
schen Nachprüfungen sein soll (z. B. bestirnmte für 
die Fahrtauglichkeit wesentliche körperliche und 
geistige Eigenschaften; Kenntnisse von Verkehrs- 
vorsdiriften; praktische Fahrfähigkeit etc.). 
Außerdem wäre zu entscheiden, in welchen Ab- 
ständen solche Nachprüfungen durchzuführen 
sind, ob diese Nachprüfung bei sämtlichen Fahr- 
erlaubnisinhabern oder nur bei bestimmten 
Gruppen durchzuführen ist (z. B. von einer be- 
stimmten Altersgrenze an; nur bei Berufskraft- 
fahrern etc.), und ob sich bestimmte charakter- 
liche Mängel, die nicht selten Ursache von Un- 
fällen sind (z. B. mangelnde Disziplin, Über- 
schätzung der eigenen Fähigkeiten, Weiterfahren 
trotz starker Übermüdung etc.), überhaupt durch 
solche Nachprüfungen und Tests einwandfrei 
feststellen lassen. Schließlich muß auch der Ver- 
waltungsaufwand berücksichtigt werden. Bei 
rund 20 Millionen geschätzter Fahrerlaubnis- 
inhaber würden bei fünfjähriger Nachprüfung 
jährlich etwa vier Millionen Kraftfahrzeugführer 
geprüft und getestet werden müssen. Der Auf- 
wand an personellen und sachlichen Mitteln hier- 
für wäre nicht unbeträchtlich. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefähr- 
dung der Verkehrssicherheit durch Alkohol am 
Steuer, und wird sie gegebenenfalls die Aktion 
„Dein fester Wille - ohne Promille" durch eine 
gesetzliche Regelung ablösen? 

7. Gefährdung der Verkehrssicherheit durch Alkohol 

Die Bundesregierung beurteilt die Gefährdung der 
Verkehrssicherheit durch Alkohol am Steuer sehr 
ernst. Mehr als ein Viertel aller Toten des Straßen- 
verkehrs ist ein Opfer alkoholbedingter Verkehrs- 
untüchtigkeit. Es läßt sich noch nicht feststellen, ob 
und inwieweit die Aktion „Mein fester Wille - 
ohne Promille" einen Einfluß auf die Alkoholdelikte 
im Straßenverkehr gehabt hat. Hierzu sind insbeson- 
dere die Angaben der Unfallstatistik über die Unfall- 
ursache Alkohol für das erste Quartal 1971 erforder- 
lich, die bis jetzt noch nicht vorliegen. Fällt das 
Ergebnis negativ aus, werden entsprechende gesetz- 
geberische Konsequenzen zu erwägen sein. 
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8. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
bisher ergriffen, um den Erfordernissen der 
Verkehrssicherheit im Straßenbau zu genügen, 
und welche weiteren Maßnahmen straßenbau- 
technischer Art wird sie künftig ergreifen, um 
insbesondere Fahrgeschwindigkeit und tech- 
nische Qualität des Fahrweges besser aufein- 
ander abzustimmen? 

8. Erfordernisse der Verkehrssicherheit im Straßen- 
bau 

Die Verkehrsicherheit auf den Bundesfernstraßen 
wird auf Grund von Untersuchungen der Unfallent- 
wicklung sowie der Unfallschwerpunkte und 
-Ursachen durch bau- und verkehrstechnische Maß- 
nahmen laufend verbessert. Diese Untersuchungen 
werden im Zusammenwirken von Bund und Ländern 
nach „Richtlinien für die örtliche Untersuchung der 
Straßenverkehrsunfälle '' durchgeführt. 

Als besondere Maßnahme aus neuerer Zeit sind zu 
nennen: Die Einführung der Distanzleitplanken, die 
Absenkung der Anfangs- und Endstücke von Leit- 
planken; die Grundsatzregelung, bei plangleichen 
Knoten im Zuge der Bundesstraßen Linksabbiege- 
spuren anzulegen; ein Großversuch mit Wildschutz- 
zäunen als Grundlage einer künftigen Regelung; 
die vorgesehene Erprobung von Nebelwarnanlagen. 

Für die Bundesautobahnen ist eine besondere Aktion 
eingeleitet worden, um die Ursachen für das Ent- 
stehen von Unfallschwerpunkten zu erfassen und die 
notwendigen bau- und verkehrstechnischen Gegen- 
maßnahmen schnell und gezielt ansetzen zu können. 

Für die Zukunft ist eine zunehmend bessere Ab- 
stimmung der Straßenqualität auf die Bedürfnisse 
des Verkehrs vorgesehen. Der Ausbau des Bundes- 
fernstraßennetzes nach dem Bedarfsplan wird die 
Verkehrssicherheit entscheidend verbessern, weil 
jede Teilstrecke des Netzes ihrer Verkehrsaufgabe 
angepaßt und so bemessen wird, daß sie den künf- 
tigen Verkehr leicht und sicher bewältigen kann; 
der Netzanteil der Autobahnen von heute 14 Vo auf 
künftig etwa 40 Vo zunimmt. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung das Unfall- 
rettungswesen in unserem Lande; welche Ver- 
besserungen hält sie gegebenenfalls für ge- 
boten? 

9. Unfallrettungswesen in der Bundesrepublik 

Das Rettungswesen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, für das die Bundesländer zuständig sind, ist 
zwar noch nicht effektiv genug, wird aber stetig ver- 
bessert. Alle Bundesländer sind inzwischen bemüht 
- auch durch Bereitstellung von Finanzmitteln -, das 
bestehende System weiter auszubauen. 

Im Interesse der einheitlichen Ausgestaltung des 
Rettungswesens ist ein Bundesgesetz über die Be- 
förderung von Personen mit Krankenkraftwagen in 
Vorbereitung. Gemeinsam mit den Bundesländern 
werden außerdem der Entwurf für ein Landes- 


I Mustergesetz über das Rettungswesen und Standard- 
! Leitlinien für die personellen und sachlichen Min- 
I destvoraussetzungen eines modernen, funktions- 
i fähigen Rettungsdienstes erstellt. Auch der Ret- 
; tungssanitäter wird künftig eine bessere, vom Staat 
überwachte Ausbildung erhalten. 

i Dringender Verbesserungen bedarf das Melde - 
System. Die Bundespost bietet seit langem eine tech- 
nische Lösung für den Notruf 110 an, der überall zu 
einer ständig besetzten Polizeidienststelle als Not- 
rufleitstelle geführt werden kann. Dazu ist notwen- 
dig, daß die Polizei entsprechende Anträge an die 
jeweils zuständigen Fernmeldeämter richtet und die 
erforderlichen Kosten übernimmt. Im Rahmen der 
Weiterentwicklung wird der Notruf ‘110 im übrigen 
technisch noch verbessert. Soweit notwendig, müs- 
sen auch an den Bundesstraßen Notrufmelder ein- 
gerichtet und an eine ständig besetzte Polizeidienst- 
j stelle angeschlossen werden. Der Bundesminister für 
1 Verkehr hat dazu nach Durchführung von Modell- 
j versuchen geeignete Wege aufgezeigt. Die Frage, 
ob der Bund oder die Länder die hierfür anfallen- 
den Kosten zu tragen hat, konnte noch nicht geklärt 
werden. 

i Außerdem würden folgende Maßnahmen zu einer 
I Verbesserung des allgemeinen Rettungswesens bei- 
tragen: 

Die verstärkte Ausbildung der Bevölkerung in 
Erster Hilfe, 

die umfassende Ausbildung aller Ärzte in der Not- 
fallmedizin sowie ihre Ausrüstung mit Notfall- 
koffern aus staatlichen Mitteln, 

die Besetzung der Rettungswagen mit Ärzten, wo- 
bei die Bemühungen der Träger des Rettungsdien- 
stes aus öffentlichen Mitteln gefördert werden 
sollten, 

die Ausstattung aller mittleren und größeren Kran- 
kenhäuser mit Intensivpflegestationen, 

die Fortführung der bisherigen Modellversuche mit 
Rettungshubschraubern mit dem Ziel der Einrich- 
tung eines das gesamte Bundesgebiet abdeckenden 
Hub sehr aub erne tz es . 


10. Wie wertet die Bundesregierung die Erfah- 
rungen anderer europäischer und außereuro- 
päischer Länder mit den dort praktizierten 
Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicher- 
heit im Straßenverkehr aus? 

10. Auswertung ausländischer Maßnahmen 

Die aktive Mitarbeit der Bundesrepublik in allen 
bedeutenden internationalen Organisationen, die 
sich mit der Sicherheit des Straßenverkehrs befas- 
sen, eröffnet der Bundesregierung den Zugang zu 
den im europäischen und außereuropäischen Aus- 
land gewonnenen Erkenntnissen und Erfahrungen. 
Die Bundesregierung ist stets bereit, im Ausland 
erprobte Maßnahmen auch in der Bundesrepublik 
durchzuführen, sofern sich diese Maßnahmen auf 
deutsche Verkehrsteilnehmer, Kraftfahrzeuge und 
Straßen übertragen lassen. 
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Auch im Bereich des Gesundheitswesens besteht ein 
reger internationaler Gedanken- und Erfahrungsaus- 
tausch, der wertvolle Erkenntnisse zur Erhöhung 
der Sicherheit im Straßenverkehr vermittelt. Es 
wird hier an die Mitarbeit der Bundesrepublik in 
der Weltgesundheitsorganisation und im Europarat 
sowie an die Beteiligung an internationalen medizi- 
nischen Kongressen und an die Mitarbeit in inter- 
nationalen wissenschaftlichen Gesellschaften er- 
innert. 

Die in diesen Gremien gewonnenen Erfahrungen 
u. a. auf den Gebieten Eignung von Fahrzeugführern, 


Unfallursachen, Rettungswesen, Unfallstatistik 
fließen ebenfalls im Rahmen des Möglichen in die 
Verkehrssicherheitsarbeit in der Bundesrepublik ein. 

Die Bundesregierung begrüßt in diesen Bereichen 
die ständig zunehmende internationale Zusammen- 
arbeit, bei der sich in jüngster Zeit vor allem unter 
I dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes fruchtbare 
I Entwicklungen abzeichnen. 

In Vertretung 

Wittrock 



